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renz, 1990). Demgegenüber scheint 
der Kohlendioxid-Fall (Klimaverände­
rung) der dritten Kategorie zu entspre­
chen. So ist insbesondere die Ener­
gieeffizienz mit zahlreichen einfachen 
und kostengünstigen Maßnahmen zu 
verbessern, die zudem relativ leicht 
übertragbar und erlernbar sind. Wenn 
die Debatte um eine „globale Klima­
konvention“ bzw. ein „C02-ProtokoH“ 
dennoch mit hohen (enormen) Trans­
fererwartungen überfrachtet ist, so ist 
dies im wesentlichen eine Frage nach 
der Kompensation für historisch akku­
mulierte Schadstoffemissionen und 
die darauf basierende materielle Wohl­
standsposition.

Fritz W. Scharpf

Karl Deutsch hat in seiner in den 
fünfziger und frühen sechziger Jah­

ren formulierten Theorie der politi­
schen Integration die Dichte der grenz­
überschreitenden Kommunikation und 
Interaktion der Individuen, Unterneh­
men und anderen nicht-staatlichen Or­
ganisationen als entscheidenden Inte­
grationsfaktor identifiziert (Deutsch 
1953; Deutsch et al. 1957; 1964). Die 
von den institutioneilen Eigeninteres­
sen der Gliedstaaten ausgehenden Wi­
derstände spielten bei ihm, ebenso wie 
bei den funktionalistischen und neo- 
funktionalistischen Integrationstheo­
retikern der damaligen Zeit, eine eher 
untergeordnete Rolle, während sie von 
den der „realistischen“ Schule zugehö­
rigen Kritikern als unüberwindliche 
Flindernisse konzeptualisiert wurden. 
Für den Prozeß der europäischen Inte­
gration jedenfalls schienen Kritiker zu­
nächst auch Recht zu behalten. Nach 
den Konflikten der sechziger Jahre 
kam es zwar nicht zu der von den Reali­
sten erwarteten Desintegration, aber 
im „Luxemburger Kompromiß“ von 
1966 wurde die Einstimmigkeit unter 
den nationalen Regierungen als Ent­
scheidungsregel für den Ministerrat 
festgeschrieben, und es begann jene 
lange Stagnationsphase der europäi­
schen Politik, die sich mit dem Modell 
der „Politikverflechtungsfalle“ gut er­
klären ließ (Scharpf 1985).

Die Stagnation endete mit der Ratifi­
zierung der Einheitlichen Europäi­
schen Akte von 1986, welche die politi­
sche Festlegung auf die Vollendung 
des Binnenmarkts bis zum Ende des 
Jahres 1992 und überdies die Rück­
kehr zum formalen Prinzip der qualifi­
zierten Mehrheitsentscheidung in 
wichtigen Bereichen statuierte. In der 
Antizipation des politisch gesetzten
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Termins hat sich die Dichte der grenz­
überschreitenden Kommunikation und 
Interaktion in Europa sprunghaft er­
höht, und die den einheitlichen Markt 
vorwegnehmenden Fusionen, Koope­
rationsvereinbarungen, Investitions­
entscheidungen, Produktionspläne 
und Absatzerwartungen der Unterneh­
men haben in wenigen Jahren so unwi­
derrufliche Tatsachen geschaffen, daß 
die europäische Politik diesmal — an­
ders als 1966 -  keine andere Wahl 
mehr hat, als das selbstgesetzte Ziel 
auch zu erreichen.

Insoweit hat gerade die von Karl 
Deutsch formulierte Theorie eines von 
der Verdichtung grenzüberschreiten­
der Kommunikation und Interaktion 
ausgehenden Zwangs zur politischen 
Integration eine eindrucksvolle Bestä­
tigung gefunden. Trotzdem haben, wie 
die nach dem Gipfel von Maastricht im 
Dezember 1991 sich ausbreitende Ma­
laise der Europapolitik zeigt, auch die 
Realisten noch keinen Anlaß, ihrer 
grundsätzlich skeptischen Einschät­
zung der institutionellen Entwicklungs­
chancen der Gemeinschaft abzu­
schwören (Keohane/Hoffmann 1990; 
1991).

Das europäische Dilemma

Maastricht hat gezeigt, daß die Bereit­
schaft der europäischen Regierungen 
zur Hinnahme und sogar Beschleuni­
gung der Marktintegration nach wie vor 
ungebrochen ist. Aber der Entschlos­
senheit zur Beseitigung der ökonomi­
schen Grenzen entspricht keineswegs 
eine ähnliche Bereitschaft zum Aufbau 
und Ausbau der europäischen politi­
schen Institutionen. Die angestrebte 
politische Union ist in Maastricht nur

um Millimeter vorangekommen, und 
die zur Überwindung des allseits be­
klagten europäischen „Demokratiede­
fizits“ erforderliche Erweiterung der 
Kompetenzen des Europäischen Par­
laments ist auch diesmal wieder am 
Widerstand der nationalen Regierun­
gen gescheitert. Dies führt zu der poli­
tisch eher paradoxen Konstellation, 
daß gerade die an interventionistischer 
Politik interessierten, aber die Notwen­
digkeit einer demokratischen Legiti­
mation respektierenden Parteien jetzt 
eher auf Beschränkung statt auf weite­
ren Ausbau der europäischen Kompe­
tenzen drängen.

Ihre implizite Hoffnung, damit wenig­
stens die nationalen Regulierungs- und 
Gestaltungskompetenzen intaktzuhal- 
ten, kann sich so freilich nicht erfüllen. 
Die vollendete Europäisierung der 
Märkte für Güter, Dienstleistungen, Ka­
pital und Arbeit schließt selbstver­
ständlich nationale Regelungen aus, 
die den Zugang ausländischer Anbie­
ter beschränken würden. Ebenso unzu­
lässig sind alle Regelungen, durch die 
heimische Anbieter gegenüber ihren 
ausländischen Konkurrenten begün­
stigt werden könnten. Zulässig wären 
nationale Alleingänge im Bereich der 
Wirtschaftsregulierung also allenfalls 
noch dann, wenn durch sie ausschließ­
lich die einheimischen Anbieter bela­
stet werden. Unter solchen Bedingun­
gen freilich würde jeder interventioni­
stische Aktionismus mit Kapitalflucht 
und Abwanderungsdrohungen der Un­
ternehmen erkauft, die ökonomisch 
politisch in die Sackgasse führen müß­
ten.

Die Vollendung des Binnenmarkts 
führt also in ein politisches Dilemma. 
Auf der nationalen Ebene, auf der de­
mokratisch legitimierte politische 
Handlungsfähigkeit vorausgesetzt 
werden kann, können die Folgeproble­
me der wirtschaftlichen Integration 
nicht mehr wirksam geregelt werden, 
während die Übertragung von Rege­
lungskompetenzen auf die europäi­
sche Ebene zwar ökonomisch, aber 
nicht politisch effektiv wäre. Die politi­
sche Willensbildung in der Gemein­
schaft wäre weiterhin ohne unmittelba­
re demokratische Legitimation. Sie 
bliebe abhängig vom Konsens der na­
tionalen Regierungen in den einzelnen 
Ministerräten und im Europäischen 
Rat; die Europäische Kommission hät­
te zwar wichtige Initiativ-Funktionen, 
aber nicht die politische Legitimation 
einer vom Parlament gewählten und 
diesem verantwortlichen Europäi­
schen Regierung; und das Europäi­
sche Parlament hätte zwar gewisse Ve­
to-Rechte — aber nach wie vor wäre es 
keineswegs das zentrale Forum, auf 
dem die entscheidenden politischen 
Weichenstellungen legitimiert und be­
schlossen werden müssen. Mit ande-
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ren Worten, die Europäische Gemein­
schaft würde zwar vielleicht ihre büro­
kratischen Kapazitäten ausweiten, 
aber ihre politische Potenz bliebe die 
eines extrem schwerfälligen Verhand­
lungssystems, in dem zwar jetzt eine 
Reihe von Entscheidungen mit qualifi­
zierter Mehrheit getroffen werden kön­
nen (was jedoch faktisch nur selten 
vorkommt), das aber schon durch den 
Widerspruch weniger Mitgliedstaaten 
gelähmt werden kann.

Worauf man nicht hoffen sollte

Diese Beschreibung legt den Vergleich 
mit der „Politikverflechtung“, dem 
deutschen Föderalismus nahe, wo ja 
strukturell ähnliche Verhältnisse zu­
mindest dann herrschen, wenn die par­
teipolitischen Mehrheitsverhältnisse in 
Bundestag und Bundesrat unter­
schiedlich sind. Hier wie dort sind Ent­
scheidungen vom Konsens zwischen 
den Regierungen politisch eigenstän­
diger Gebietskörperschaften abhän­
gig, deren Interessen und politische 
Orientierungen oft stark divergieren. 
Und hier wie dort lassen sich konflikt­
minimierende Entscheidungsmuster 
beobachten, die in der Tendenz auf Be­
sitzstandwahrung, Eingriffsverzicht 
und schematische Gleichbehandlung 
hinauslaufen (Scharpf 1985).

Aber trotz dieser strukturellen Paralle­
len sind die Schwierigkeiten der Kon­
sensbildung in der EG doch viel größer 
als in der alten Bundesrepublik 
Deutschland. Bei aller föderalen 
Schwerfälligkeit hat die bundesdeut­
sche Politik profitiert von den Hand­
lungsressourcen einer strategiefähi­
gen Regierung, welche gegebenenfalls 
durchaus in der Lage ist, sich Konsens 
zu erkaufen, die Länder politisch und 
fiskalisch unter Druck zu setzen oder 
sie gegeneinander auszuspielen. Noch 
wichtiger war jedoch die Einbindung 
der Gliedstaaten in ein umfassenderes 
politisches System mit nationalen poli­
tischen Parteien und einer auf Fragen 
der Bundespolitik konzentrierten öf­
fentlichen Meinung, die auch in Land­
tagswahlen wirksam wird und den ex­
tremen Länderegoismus diszipliniert. 
Vor allem aber fehlt der Europäischen 
Gemeinschaft jene Grundlage einer 
weitgehend einheitlichen nationalen 
Kultur, weitgehend einheitlicher öko­
nomischer und sozialer Lebensverhält­
nisse und weitgehend einheitlicher ad­
ministrativer Strukturen, welche der al­
ten Bundesrepublik trotz aller Oberflä­
chendifferenzierung zwischen Regie­
rungen mit unterschiedlicher parteipo­
litischer Orientierung doch eine relativ 
hohe Gleichrichtung der Interessen 
gesichert hat.

Mit der deutschen Einigung hat sich 
das geändert, und unter den neuen Be­
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dingungen der ökonomischen, sozio- 
kulturellen und administrativen Hete­
rogenität ist auch der Konsens zwi­
schen den Landesregierungen ge­
schwunden. Aber nun zeigt sich auch, 
über welche einseitig nutzbaren Hand­
lungspotentiale im deutschen System 
eine zur Übernahme von Verantwor­
tung bereite und taktisch versierte 
Bundesregierung tatsächlich verfügt. 
Deshalb führt hier die schwindende 
Konsensfähigkeit der Länder eben 
nicht zur politischen Blockade, son­
dern zur faktischen Konzentration der 
Entscheidungskompetenzen und fi­
nanziellen Ressourcen beim Bund. Ein 
solcher Zentralisierungsschub, der die 
praktizierte Verfassung der Bundesre­
publik Deutschland einem dezentrali­
sierten Einheitsstaat nahebringt, wäre 
in der Europäischen Gemeinschaft 
selbstverständlich ausgeschlossen. 
Während die Heterogenität der Wirt­
schaftsbedingungen und Lebensver­
hältnisse, der institutionellen Struktu­
ren und der kulturellen Selbstverständ­
lichkeiten in Europa wesentlich größer 
ist als selbst in der neuen Bundesrepu­
blik Deutschland, bleibt die Europäi­
sche Willensbildung nach wie vor auf 
den Konsens der nationalen Regierun­
gen in den Ministerräten der Gemein­
schaft angewiesen.

Die Europäische Gemeinschaft hat al­
so weiterhin nicht die Möglichkeit, 
ernsthafte Interessenkonflikte durch 
politisch legitimierte Dezision zu re­
geln. Stattdessen hat in der bisherigen 
Geschichte der europäischen Integra­
tion die Legitimation durch die Autori­
tät des Rechts eine herausragende 
Rolle gespielt. Die Gemeinschaft hat, 
so kann man ohne Übertreibung sagen, 
die Stagnationsperiode seit Mitte der

sechziger Jahre nur deshalb überstan­
den, weil die Kommission in ihrer Ver­
teidigung des „acquis communautaire“ 
durch den Europäischen Gerichtshof, 
die nationalen Gerichte und nicht zu­
letzt durch die Rechtswissenschaft 
nachhaltig unterstützt wurde. Deren 
„integrationsfreundliche“ Interpreta­
tion der Römischen Verträge hat den 
erreichten Stand der Marktintegration 
stabilisiert und gegen protektionisti­
sche Rückfälle der Nationalstaaten 
weit wirksamer verteidigt, als die Be­
schlüsse der Ministerräte und des 
Europäischen Rats dies tun konnten 
(Weiler 1982; Dehousse/Weiler 1990).

Diese Linie läßt sich jedoch nicht in die 
Zukunft verlängern. In der bisherigen 
Entwicklung der Gemeinschaft ging es 
vor allem um Probleme der „negativen 
Integration“, d.h. um die Beseitigung 
nationaler Handelshemmnisse, die in 
der Tat von der Kommission und den 
Gerichten geleistet werden konnten, 
solange die Bindungswirkung der Rö­
mischen Verträge von den Mitglied­
staaten nicht explizit in Frage gestellt 
wurde. Aber mit der Vollendung des 
Binnenmarkts tritt diese Aufgabe in 
den Hintergrund. Die jetzt vordringliche 
Bewältigung der Folgeprobleme der 
Marktintegration verlangt aktiv gestal­
tendes, intervenierendes oder regulie­
rendes politisch-administratives Han­
deln auf der europäischen Ebene. Die­
se „positive Integration“ kann nicht 
mehr in erster Linie von den Gerichten 
geleistet werden, weil es nun nicht 
mehr um die Verhinderung nationaler 
Interventionen, sondern um Ersatz für 
diese geht.

Der dafür erforderliche Konsens zwi­
schen den nationalen Regierungen ist 
aber nach wie vor schwer zu erreichen 
— wie sollte das auch anders sein, an­
gesichts der extremen unterschiedli­
chen Interessen der sehr reichen und 
sehr armen Mitgliedstaaten, der eher 
weltmarktorientierten und eher pro­
tektionistischen Industrieländer, der 
Erzeuger agrarischer „Nordprodukte“ 
und „Südprodukte“, der Länder mit 
hochentwickelten und unterentwickel­
ten Systemen der sozialen Sicherung 
und der Länder mit hoher und geringer 
Sensibilität für ökologische Belastun­
gen und Risiken? Überdies wird eine 
auf aktive Intervention und Gestaltung 
gerichtete europäische Politik viel 
mehr als bisher abhängig von der Ef­
fektivität und Effizienz ihrer Implemen­
tation in den Mitgliedstaaten— und da­
mit von den ebenso großen Unter­
schieden in der politischen Verfassung, 
in Verwaltungsorganisation und Ver­
waltungsverfahren und in den tradier­
ten Wertorientierungen und kulturellen 
Selbstverständlichkeiten, von denen 
die tatsächliche Normwirkung be­
stimmt wird. Die Umsetzung der euro­
päischen Politik nicht nur in nationales
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Recht, sondern in die nationale Verwal­
tungspraxis muß deshalb zum zentra­
len Problem der positiven Integration 
werden.

Dies sind beunruhigende Perspektiven 
angesichts derTatsache,daß die Fähig­
keit der Nationalstaaten zur Bewälti­
gung der Folgeprobleme der Marktin­
tegration nicht nur durch die Mobilität 
der Anbieter und den „Wettbewerb der 
Systeme“ beschränkt wird, sondern 
gerade auch durch die nach wie vor ef­
fektiven Instrumente der Kommission 
und des Europäischen Gerichtshofs 
zur Unterbindung nationaler Handels­
hindernisse und anderer Beeinträchti­
gungen des grenzüberschreitenden 
Wettbewerbs. Mit der Vollendung des 
Binnenmarkts könnte Europa also in 
einen Zustand der politischen Impo­
tenz verfallen, in dem die nationale Po­
litik ihre bisherige Handlungsfähigkeit 
vollends verliert, während die europäi­
sche Politik eigene Handlungsfähigkeit 
nach wie vor nicht gewinnen kann. Lie­
ße sich eine solche Entwicklung ver­
meiden?

Negative Koordination als Ausweg?

Die für mich plausibelste Antwort muß 
auf den ersten Blick paradox erschei­
nen. Die neuen Aufgaben der europäi­
schen Politik können, so denke ich, nur 
durch die optimale Nutzung der Hand­
lungsspielräume bewältigt werden, die 
den politisch legitimierten und hand­
lungsfähigen Entscheidungsinstanzen 
auf der nationalen, regionalen und lo­
kalen Ebene verblieben sind oder neu 
eröffnet werden können. Der Ausweg 
aus dem europäischen Dilemma liegt— 
mit anderen Worten — in der optimalen 
Dezentralisierung der auf den einheitli­
chen Markt bezogenen Entscheidun­
gen. Einen ersten Schritt dazu hat 
schon die Einheitliche Europäische Ak­
te getan, indem sie für produktbezoge­
ne Umweltnormen neben dem schwer­
fälligen Verfahren der europaweiten 
Harmonisierung nationaler Vorschrif­
ten auch die Möglichkeit der wechsel­
seitigen Anerkennung unterschiedli­
cher nationaler Regelungen vorsah. 
Freilich setzt dieses Verfahren Immer 
dann, wenn es nicht um für den Ver­
braucher sowohl unmittelbar wichtige 
als auch leicht erkennbare Produktei­
genschaften geht (für die man die Not­
wendigkeit einer Regulierung ohnehin 
bestreiten könnte), eine vorgängige 
Verständigung über das regulative An­
spruchsniveau voraus. Wo nicht, würde 
aus der wechselseitigen Anerkennung 
schnell ein Unterbietungswettbewerb 
zwischen den nationalen Regelungs­
systemen.

Das Beispiel zeigt, daß im einheitlichen 
Markt die Dezentralisierung politischer 
Entscheidungszuständigkeiten nicht

gleichbedeutend sein kann mit der 
schematischen Verlagerung von Ver­
antwortung auf die unteren Entschei­
dungsebenen. Ebenso wie im moder­
nen Unternehmen die Verselbständi­
gung von „Profit Centers“ den Ausbau 
zentraler Controlling-Kapazitäten und 
die Entwicklung interner Verrech­
nungspreise voraussetzt,so ist auch im 
öffentlichen Sektor die effektive De­
zentralisierung von komplementären 
Veränderungen auf der zentralen Ebe­
ne abhängig. Diesen Zusammenhang 
erkannt und analytisch präzise gefaßt 
zu haben, ist das große Verdienst der 
von Karl Deutsch gemeinsam mit Man­
fred Kochen am WZB verfaßten Mono­
graphie über Dezentralisierung (Ko- 
chen/Deutsch 1980).

Auch wenn dort von der europäischen 
Integration nicht explizit die Rede ist, 
enthält der Band doch wichtige Hinwei­
se für eine Lösung des europäischen 
Dilemmas, weil er immer die Funktio­
nen der Zentralinstanz und die der de­
zentralen Einheiten gleichzeitig zum 
Gegenstand seiner Modellanalysen 
macht. Von besonderer Bedeutung er­
scheint mir überdies der Verweis auf 
die potentielle Gleichwertigkeit von 
hierarchischer Koordination und hori­
zontaler Selbstkoordination der nach- 
geordneten Einheiten. Während jene 
nur dort erfolgreich sein kann, wo die 
übergeordnete Instanz aufgrund ein­
deutiger Überlegenheit auch faktisch 
in der Lage ist, sich mit hoher Wahr­
scheinlichkeit gegenüber den nach- 
geordneten Einheiten durchzusetzen 
(S. 122), hat diese auch bei einem Ver­
sagen der Hierarchie noch die Chance, 
„positive“ oder „negative Koordination“ 
zu erreichen (S. 126).

Im europäischen Kontext läuft die „po­
sitive“ Selbstkoordination in der Regel 
auf bilaterale oder multilaterale Ver­
handlungen zwischen den Mitglied­
staaten oder Regionen hinaus, in de­
nen Probleme geregelt werden, die 
nicht notwendigerweise die Gemein­
schaft im ganzen betreffen. Das 
Schengener Abkommen über die Be­
seitigung von Grenzkontrollen zwi­
schen den Benelux-Staaten, Frank­
reich und Deutschland ist dafür ein 
gutes Beispiel (Kapteyn 1991). Von po­
tentiell noch größerer Bedeutung für 
das hier erörterte Problem erscheint 
mir jedoch die Variante der „negativen 
Koordination“, die Kochen und 
Deutsch als „ensurlng the absence of 
obstacles“ definieren, und die ich in an­
derem Zusammenhang als einseitige 
Antizipation von Veto-Positionen cha­
rakterisiert hatte (Scharpf 1972). Für 
die Politik in Europa hat dieses Kon­
zept Bedeutung nicht nur für die hori­
zontalen Beziehungen zwischen den 
Mitgliedstaaten, sondern auch für die 
vertikale Interaktion zwischen zentra­
len und dezentralen Zuständigkeiten.

„Negative Koordination“ bedeutet 
dann Rücksichtnahme der Zentralin­
stanz auf die autonomen Handlungs­
spielräume und Aufgabenbestände 
der unteren Einheiten, und es bedeutet 
Rücksichtnahme der nationalen und 
regionalen Instanzen auf die in den 
Verträgen institutionalisierten Ziele 
und Aufgaben der Gemeinschaft. Im 
deutschen Verfassungsrecht wird mit 
der Pflicht von Bund und Ländern zu 
„bundesfreundlichem Verhalten“ ein 
ähnlicher Gedanke ausgedrückt, der 
jedoch für die Funktionsfähigkeit der 
Europäischen Gemeinschaft eine viel 
kritischere Bedeutung gewinnt.

Entscheidungen auf der europäischen 
Ebene sind trotz der prozeduralen 
Fortschritte, welche die Einheitliche 
Europäische Akte gebracht hat, nach 
wie vor vom Veto eines oder weniger 
Mitgliedstaaten bedroht. Wenn also die 
politische Blockade vermieden werden 
soll, dann müssen die Initiativen derEu- 
ropäischen Kommission künftig eher 
noch mehr als bisher von der Maxime 
der Konfliktminimierung geleitet wer­
den, um so den notwendigen Konsens 
unter den nationalen Regierungen 
nicht zu gefährden.

Dies muß jedoch nicht notwendiger­
weise den Verzicht auf effektive Rege­
lungen bedeuten, wenn die Unter­
scheidung zwischen den institutionei­
len Eigeninteressen der nationalen Re­
gierungen und den Interessen der 
letztlich betroffenen Gruppen beach­
tet wird. Nur die Regierungen sind ja 
die unmittelbaren Konsenspartner der 
Kommission, und nur ihr Veto wirkt als 
unüberschreitbare Schranke der politi­
schen Handlungsfähigkeit der Europäi­
schen Gemeinschaft, während andere 
Interessen nur in dem Maße respek­
tiert werden müssen, wie sie für die Re­
gierungen (etwa im Blick auf ihren 
Wahlerfolg) Bedeutung gewinnen. 
Wenn also der Zwang zur Konfliktmini­
mierung ebenso wie in der deutschen 
Politikverflechtung die Spielräume 
zentraler Entscheidungen beschränkt, 
so geht es dabei vor allem um die 
Rücksichtnahme auf die institutionel­
len Eigeninteressen der Mitgliedstaa­
ten. Aus dieser Sicht erscheinen zwei 
Arten von Entscheidungen als beson­
ders problematisch — solche, die Ver- 
teilungs- und Umverteilungskonflikte 
provozieren können, und Eingriffe, die 
eine Veränderung institutionalisierter 
Organisationen und Prozeduren erfor­
dern würden.

Zur Illustration der destruktiven Viru­
lenz von Verteilungskonflikten braucht 
man nur an den Streit um den briti­
schen Beitrag zu erinnern, der die Eu­
ropäische Gemeinschaft in den frühen 
achtziger Jahren faktisch blockiert hat­
te. Umgekehrt verdankte die Politikver­
flechtung in der alten Bundesrepublik
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ihre (begrenzte) Handlungsfähigkeit 
zu einem erheblichen Teil der Vorab- 
Fixierung schematischer Regeln für die 
Aufteilung von Finanzierungsbeiträgen 
von Projektmitteln auf die einzelnen 
Lander (Scharpf/Reissert/Schnabel 
1976). So hat etwa auf der Aufbrin­
gungsseite der „Königsteiner Schlüs­
sel“ von 1949 bis heute die Jahrzehnte 
überdauert, und ähnliches gilt für eini­
ge ebenso einfache Schlüssel auf der 
Verwendungsseite von Bund-Länder- 
Programmen. Aus der gleichen Logik 
heraus hat der Padoa-Schioppa-Be- 
richt der EG die Festlegung genereller 
Netto-Finanzierungsbeiträge der Mit­
gliedstaaten (Beiträge minus im Land 
ausgegebene Programmittel) empfoh­
len, die auch den derzeit bei allen EG- 
Programmen virulenten Streit um die 
Lokalisierung der einzelnen Projekte 
entschärfen würden (Padoa-Schioppa 
1987). Die Suche nach konsensfähigen 
Verteilungsregeln wäre also eine 
durchaus lohnende Aufgabe der ver­
gleichenden Politikforschung.

Theoretisch noch interessanterscheint 
mir jedoch die Suche nach autonomie­
schonenden Interventionsformen und 
Regelungstechniken. Aus der deut­
schen Erfahrung wissen wir, daß der 
Versuch einer Beschränkung des Bun­
desgesetzgebers auf den Erlaß von 
Rahmenrichtlinien nicht besonders er­
folgreich war, und erst recht sagt man 
den EG-Verordnungen und Richtlinien 
eine exzessive Detailversessenheit 
nach, die ihrerseits wieder den Wider­
stand gerade der deutschen Länder 
gegen jede weitere Ausweitung der 
EG-Kompetenzen provoziert. Die Er­
klärung liegt vielleicht gerade in der 
Heterogenität der nationalen und re­
gionalen politisch-administrativen Sy­
steme, in denen EG-Normen imple­
mentiert werden müssen. Je weniger 
man deren eigene Handlungstenden­
zen vorhersehen kann, oder je un­
gleichartiger diese ausfallen würden, 
desto größer die Versuchung, dezen­
trale Ermessensspielräume durch äu­
ßerste Präzision der Regelung mög­
lichst auszuschließen. Der Regelungs­
perfektionismus der Zentralinstanzen 
ist also erklärbar, aber wenn er den Wi­
derstand gegen europäische Regelun­
gen generell steigert, so wird er kontra­
produktiv.

Für die Suche nach autonomieverträg­
lichen und dennoch effektiven Rege­
lungsformen gibt es bisher nur unsy­
stematische Hinweise. Beispiele dafür 
wären Regelungsformen, die nicht 
einheitliche Standards vorschreiben, 
sondern auf die unterschiedliche wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit der ein­
zelnen Länder Rücksicht nehmen — 
etwa durch Richtlinien, die für Aufwen­
dungen für den Umweltschutz oder für 
soziale Sicherungssysteme lediglich 
einen bestimmten Prozentsatz des je­

weiligen Bruttosozialprodukts festle­
gen. Auch wo regulative Programme 
auf europäischer Ebene notwendig er­
scheinen, wäre die Beschränkung auf 
Mindest- oder Höchstgrenzen nützlich, 
die durch anspruchsvollere nationale 
Regelungen unter- bzw. überschritten 
werden können.

Ebenso erscheint es plausibel, daß 
eine auf Projektförderung beschränkte 
europäische Forschungspolitik die un­
terschiedlichen Formen der nationalen 
Forschungsinfrastruktur leichter ..tole­
rieren kann als dies bei einem Über­
gang zur institutioneilen Förderung von 
Forschungseinrichtungen in den ein­
zelnen Ländern möglich wäre. Und in 
der transnationalen Telekommunika­
tion schließlich hat der Übergang von 
der Standardisierung technischer Lö­
sungen zur Vereinbarung von bloßen 
Kompatibilitätsnormen den Konsens­
bedarf der Normierungsgremien in 
praktisch noch erträglichen Grenzen 
gehalten (Schmidt/Werle 1992). Die Li­
ste der Beispiele ließe sich verlängern, 
aber die ihnen zugrundeliegende Maxi­
me „autonomieschonender Zentral- 
entscheidungen“ dürfte schon deutlich 
geworden sein: Sie erfordert die Suche 
nach Regelungsformen, die zur Erfül­
lung des Regelungszwecks nicht die 
Vereinheitlichung der administrativen 
Implementation voraussetzen, son­
dern gegenüber unterschiedlichen Or­
ganisationsformen und Verfahrenswei­
sen der nationalen und subnationalen 
Administration möglichst unempfind­
lich sind.

Aber auch wenn eine erfindungsreiche 
Praxis alle Möglichkeiten der Entwick­
lung autonomieverträglicher und diver- 
sitätstoleranter Regelungsformen nut­
zen würde, bliebe der politische Kon­
sens der Regierungen auf der europäi­
schen Ebene ein höchst knappes Gut. 
Deshalb wird die politische Bewälti­
gung der Folgeprobleme des Binnen­
markts doch zu einem erheblichen 
Teil von den Nationalstaaten und Re­
gionen geleistet werden müssen. Die 
aber operieren bei dieser Aufgabe 
nicht nur unter der faktischen Be­
schränkung durch die ökonomische 
Konkurrenz zwischen den westeuro­
päischen Investitions- und Produk­
tionsstandorten, die nationale Rege­
lungen ausschließt, welche die Rendite 
inländischer Investitionen und die 
Wettbewerbsfähigkeit inländischer Ar­
beitsplätze nachhaltig mindern könn­
ten, sondern auch unter den rechtli­
chen Schranken der „negativen Inte­
gration“.

Deren Instrumentarium wurde in den 
langen Jahren der europapolitischen 
Stagnation entwickelt, in welcher der 
Rückfall Europas in den Wirtschaftsna­
tionalismus der dreißiger Jahre nur 
durch die entschlossene Intervention

der Kommission und des Europäi­
schen Gerichtshofs gegen alle Varian­
ten nichttarifärer Handelshemmnisse 
aufgehalten werden konnte. Dement­
sprechend verteidigt die Justiz nicht 
nur den Vorrang der vom Rat erlasse­
nen Verordnungen vor entgegenste­
hendem nationalen Recht, sondern sie 
hat aus den Verträgen selbst unmittel­
barwirksame Sperren für nationale Re­
gelungen abgeleitet. Die allenfalls not­
wendige Regulierung des grenzüber­
schreitenden Verkehrs von Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Arbeits­
kräften wurde den Instanzen der Euro­
päischen Gemeinschaft Vorbehalten.

Diese Sperrwirkung war politisch er­
träglich, solange der grenzüberschrei­
tende Verkehr die Ausnahme und die 
effektiven Wirtschaftsräume noch na­
tional begrenzt waren. Je mehr aber mit 
der Vollendung des Binnenmarkts die 
wirtschaftlichen Zusammenhänge sich 
europäisieren, desto restriktiver muß 
sich eine als ausschließliche Zustän­
digkeit definierte europäische Rege­
lungskompetenz auswirken. Wenn 
überdies die tatsächliche Wahrneh­
mung der zentralen Zuständigkeiten 
durch mangelnde demokratische Legi­
timation und die oben erörterten Kon­
sensprobleme der europäischen Poli­
tikverflechtung behindert wird, so wäre 
die Folge der fortschreitenden ökono­
mischen Integration eine faktische 
Kompetenzlücke, die in dieser Form 
von niemandem politisch gewollt und 
verantwortet wurde.

Den Ausweg aus dieser Sackgasse 
kann nur durch die Nutzung autono­
mer Handlungsspielräume der natio­
nalen und regionalen Politik gefunden 
werden. Dazu bedarf es einer Locke­
rung der rechtlichen Restriktionen der 
„negativen Integration“. Diese kann je­
doch von der Kommission und vom Eu­
ropäischen Gerichtshof nur in dem Ma­
ße in Betracht gezogen werden, wie die 
in Frage stehenden nationalen und re­
gionalen Regelungen selbst „gemein­
schaftsverträglich“ ausgestaltet wer­
den. Der Preis der Autonomie ist also 
die Selbstbeschränkung und die Rück­
sichtnahme auf die Gemeinschaftsgü­
ter des freien Verkehrs für Waren, 
Dienstleistungen, Kapital und Perso­
nen. Wo diese gewährleistet ist, und wo 
insbesondere jede Diskriminierung 
ausländischer Anbieter und Nachfra­
ger vermieden wird, da dürfte eine na­
tionale Maßnahme nicht mehr an ab­
strakten Kompetenzzuweisungen an 
die Europäische Gemeinschaft schei­
tern, sondern allenfalls noch an ihrer 
konkreten Unvereinbarkeit mit einer 
speziellen Verordnung oder Richtlinie 
der EG. Auf diese Weise jedenfalls hat 
der US-amerikanische Supreme Court 
nach der Verfassungsrevolution von 
1937 den Konflikt zwischen der poten­
tiell unbeschränkten Bundeskompe-
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tenz zur Regulierung des „interstate 
commerce“ und der ebenfalls auf wirt­
schaftliche Sachverhalte bezogenen 
„pólice power“ der Einzelstaaten prag­
matisch entschärfen können (Ehmke 
1961).

Auch hier kann das Denkmodell der 
„negativen Koordination“ weiterhelfen. 
Ebenso wie zentrale Regelungszwek- 
ke mit mehr oder weniger „autonomie­
schonenden“ Instrumenten verwirk­
licht werden können, ebenso lassen 
sich auch die Zwecke der gliedstaatli­
chen Politik auf mehr oder weniger „ge­
meinschaftsverträgliche“ Weise verfol­
gen. Am Beispiel des Gemeinschafts­
werts der Freizügigkeit illustriert könn­
te dies etwa bedeuten, daß nationale 
Regelungen des Hochschul- oder Be­
rufszugangs zulässig wären, wenn sie 
für alle EG-Bürger einheitliche Zu­
gangsprüfungen vorschreiben, nicht 
aber dann, wenn sie die erfolgreiche 
Absolvierung bestimmter nationaler 
Ausbildungsgänge verlangen. Das glei­
che gilt für den Berufszugang. Selbst 
wenn —wie in den Vereinigten Staaten 
— der Zugang zum Beruf des Anwalts 
oder des Arztes — von Staat zu Staat 
variierenden Anforderungen unterwor­
fen wird, sind Eingangsprüfungen, auf 
die jeder sich vorbereiten kann, ge­
meinschaftsverträglicher als vorge­
schriebene Ausbildungsgänge. Eben­
so müßten sich mit einem etwas größe­
ren Aufwand an konstruktiver Phanta­
sie auch nichtdiskriminierende Lösun­
gen für das deutsche Interesse an 
einer kostengerechten Besteuerung 
des Straßengüterverkehrs oder für die 
Information des Verbrauchers über die 
besonderen Eigenschaften des deut­
schen Bieres oder der italienischen 
Pasta finden lassen. Auch hier ließe 
sich die Liste der Beispiele insbeson­
dere durch einen Blick auf die amerika­
nische Regulierungspraxis und Recht­
sprechung leicht verlängern.

Dennoch fehlt es bisher an einer ge­
neralisierungsfähigen Theorie sowohl 
der autonomieschonenden Zentralisie­
rung als auch der gemeinschaftsver­
träglichen und nichtdiskriminierenden 
Dezentralisierung. Hier liegt, so denke 
ich, ein wichtiges Feld für die institutio­
nell orientierte sozialwissenschaftliche 
Forschung. Sie muß die Bedingungen 
der Kompatibilisierung dezentraler Lö­
sungen und diversitätstoleranter zen­
traler Lösungen zunächst einmal theo­
retisch identifizieren, um dann mit den 
Mitteln der vergleichenden empiri­
schen Forschung nach realen Entspre­
chungen — etwa in der Praxis von stark 
dezentralisierten Nationalstaaten wie 
den Vereinigten Staaten oder der 
Schweiz—zu suchen. Karl Deutschs Ar­
beiten zu einer „rationalen Theorie der 
Dezentralisierung“ werden dabei noch 
an Bedeutung gewinnen.
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Klaus von Beyme

Der Nationalstaat
Renaissance und Unzeitgemäßheit

Karl Deutsch zitierte einst zu Beginn 
seines Buchs „Der Nationalismus 

und seine Alternativen“ (München, Pi­
per, 1972, S. 9) einen Spaßvogel, der 
den Nationalismus auf einen gemein­
samen Irrtum hinsichtlich der Abstam­
mung und eine gemeinsame Abnei­
gung gegen die Nachbarn definierte. 
Der Irrtum hinsichtlich der gemeinsa­
men Abstammung ist vielfach im Lauf 
der Geschichte von Staaten geheilt 
worden: der Ausbau der Kommunika­
tionen von Regionen untereinander, 
die Angleichung der Dialekte und Aus­
breitung einer Schriftsprache und die 
Kooperation der Eliten hat durch be­
wußte Aktionen die mangelnde Ge­
meinsamkeit der Herkunft von Stäm­
men heutiger Staatsvölker später aus­
geglichen. Die Abgrenzung gegenüber 
den Nachbarn muß nicht als gemeinsa­
me Abneigung kultiviert werden. Aber 
wo Binnengruppen-Gefühle entste­
hen, sind Abgrenzungen von Eigen- 
und Fremdgruppe nicht auszuschlie­
ßen. Die Aufforderung „Seid umschlun­
gen Millionen“ kann die Innen-Außen- 
differenzierung von Ethnien nicht ohne 
lange Lernprozesse überspielen.

1) Das Ende des Sozialismus und 
die Renaissance des National­
staats

Nationalstaaten erscheinen gerade 
nach dem Ende des Ost-West-Kon-

flikts und der Vereinheitlichung der kul­
turellen Grundlagen von Politik und der 
Ausbreitung der Akzeptanz der Men­
schenrechte in der Welt als Anachro­
nismus. Zugleich erlebte der National­
staat durch den Zusammenbruch des 
Sozialismus eine beispiellose Renais­
sance. Der Sozialismus des Ostblocks 
war als kosmopolitische Ideologie auf­
getreten, auch wenn er vielfach natio­
nalstaatlich organisiert war und auch in 
der übernationalen Sowjetideologie 
die Dominanz eines Staatsvolks -  des 
russischen -  nicht ausschalten konnte. 
Der reale Sozialismus ging auch an sei­
nem Widerspruch zugrunde, universa­
listisch aufzutreten, aber die Men­
schenrechte als Grundlage des Univer­
salismus nur verbal zu akzeptieren. 
Kein Wunder, daß supra-nationale 
Ideen zunächst einmal diskreditiert er­
scheinen. Darüber kann auch der rege 
Wunsch der osteuropäischen Natio­
nalstaaten, der EG beizutreten, nicht 
hinwegtäuschen.

Diese erscheint gerade als „Europa der 
Vaterländer“ attraktiv, die den ärmeren 
Regionen Hilfe in Aussicht stellt, ohne 
sie politisch gleichzuschalten wie das 
alte Sowjetimperium. Die begrenzte 
Hilfe von der EG und die Verschlechte­
rung der Wirtschaft in den ex-sozialisti­
schen Systemen hat jedoch auch 
schon zu ersten Enttäuschungen ge­
führt: Polen sank nach Meinungsum-
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